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Meinungen

Kolumne Michael Hermann

Das heilige Erben
Im Jahr 1999 
wurde das Ver
trauen in meine 
politische Urteils
kraft erschüttert. 
Im Kanton Zürich 
stand damals die 
Abstimmung zur 
Abschaffung der 
Erbschaftssteuer 
an, und ich war 
überzeugt, dass 
dieses Anliegen 
keine Chancen 

hatte. Wieso sollte es? Schliesslich 
erben viele wenig und nur wenige viel. 
Ich dachte, es sei für alle offensicht
lich, dass die Erbschaftssteuer von 
allen Varianten, den Staat zu finanzie
ren, die eleganteste sei. 

Erben hat etwas Zufälliges und 
Unplan bares. Den einen fällt es zu, den 
anderen nicht. Einige erben früh, viele 
aber erst dann, wenn sie die finanziel
len Engpässe im Leben längst über
wunden haben. Die eigene Lebenspla
nung auf den Erbfall auszurichten, ist 
nicht ratsam – schon gar nicht, wenn 
man seinen Eltern ein langes, komfor
tables Leben wünscht.

Es geht um mehr, als ich dachte
Doch dann zerbrach diese Überzeu
gung an einem sonnigen Sommer
abend 1999. Es war bei der Wohnungs
einweihung eines Arbeitskollegen, als 
sich dieser – nennen wir ihn Martin 
– aus tiefster Überzeugung für die 
Abschaffung der Erbschaftssteuer 
aussprach. Das machte mich baff, 
denn sonst war er es, der sich auf die 
Seite der kleinen Leute stellte, wäh
rend ich mit Wettbewerb und Leis
tung argumentierte. Martin nervten 
Abzocker, während mich eher die 
Anspruchshaltung passiver Angestell
ter störte. 

Wieso überholte mich Martin nun 
ausgerechnet bei der Erbschaftssteuer 
rechts? Nicht einmal Eigennutz konnte 
ich ihm unterstellen, denn von uns 
beiden bin ich und nicht er der poten
zielle Erbe. Sein damaliges Kernargu
ment, dass Erbschaftssteuern unge
recht seien, weil das Erbe bereits mehr
fach versteuert worden sei, macht im 
aktuellen Abstimmungskampf zur 
nationalen Erbschaftssteuer wieder die 
Runde. Ich hörte es damals zum ersten 
Mal. Doch es machte mir mit einem 
Schlag klar, dass es bei der Erbschafts
steuer um weit mehr geht, als ich 
immer dachte. Und prompt sprachen 
sich die Stimmberechtigten in Zürich 
noch im selben Jahr deutlich für die 
Abschaffung der Erbschaftssteuer  
für direkte Nachkommen aus. 

Bei der Frage der Erbschaftssteuer 
geht es um den Kern der eigenen 
Identität. Aus Sicht des Individuums 
ist eine Erbschaft eine Handände
rung, wie ein Einkommen. Wie dieses 
wurde es zwar schon versteuert, aber 
nur von anderen. Weil nicht nur dem 
Individuum, sondern auch der Fami
lie Identität zugesprochen wird, 
wurden in der Schweiz Erbschaften 
traditionell zwar besteuert, jedoch 
weniger stark als ein normales  
Einkommen. 

Wir kennen keine Sippenhaft
In der Haltung, dass Erbschaftssteu
ern für direkte Nachkommen per se 
ungerecht seien, offenbarte sich für 
mich eine ebenso radikale wie unplau
sible Vorstellung von Identität, in der 
keine Grenzen zwischen den Indivi
duen einer Familie bestehen. Es ist 
eine Vorstellung, die in der Praxis 
keinerlei Bedeutung hat. Oder kennen 
Sie eine Familie, in der die Kinder zu 
Lebzeiten von den Eltern alles neh
men dürfen, was sie wollen? Nach 
dem Motto: «Es bleibt ja in der Fami
lie.» Unsere Gesellschaft kennt keinen 
Familienkommunismus und keine 
Sippenhaft. Niemand will für das 
Versagen eines Familienmitglieds 
geradestehen müssen. Direkte Nach
kommen können ein Erbe aus
schlagen, wenn es sich als Schulden
last erweist.

Das lose Band wird straff
Anders als noch vor ein paar Jahr
zehnten leben heute die meisten 
Menschen im Modell der 2-Generatio
nenKernfamilie. Das Band zwischen 
der Grosseltern und der Elterngenera
tion ist lose. Doch wenn es ums Erben 
geht, dann entfaltet das heilige Band 
der Familie auf einmal seine emotio
nale Kraft. Emotionen, die erstaunlich 
schnell ins Negative kippen können, 
wenn sich einer der Erben benachtei
ligt sieht.

Wie tief die Debatte um die Erb
schaftssteuer die Grundfragen der 
eigenen Identität betrifft, war mir bis 
zu jenem Sommerabend im Jahr 1999 
nicht bewusst. Seither mache ich mir 
über die Mehrheitsfähigkeit der Erb
schaftssteuer keine Illusionen mehr. 
Nur gelegentlich ertappe ich mich bei 
der Frage, warum eigentlich ausge
rechnet die eleganteste aller Steuern 
so unbeliebt ist. 

Dienstagskolumne
Der Politgeograf Michael Hermann wechselt 
sich mit Ex-Preisüberwacher Rudolf Strahm 
sowie der Autorin und Schauspielerin  
Laura de Weck ab.

Tribüne Die Erziehungsdirektoren haben die Weichen für die digitale Zukunft 
richtig gestellt. Walter Gander, Urs Hochstrasser und Aegidius Plüss

Die Zeichen der Zeit erkannt
Computer und computergesteuerte 
Geräte sind allgegenwärtig, und wir 
verwenden sie mit grosser Selbstver
ständlichkeit. Das Arbeitsmodell der 
Zukunft besteht in einer engen Zusam
menarbeit von Mensch und Maschine. 
Computerprogramme sind die Kommu
nikationsform zwischen beiden. Mit 
ihnen legt der Mensch fest, wie sich die 
Maschine verhalten soll. Mit der stei
genden Komplexität unserer Geräte 
müssen auch Laien ein Grundverständ
nis dafür erhalten, wie diese Maschi
nen funktionieren. Im digitalen Zeital
ter wird neben den Kulturtechniken 
Lesen, Schreiben und Rechnen auch 
Informatik mit Programmieren zur 
Allgemeinbildung gehören. Grund
lagenkenntnisse der Informatik ermög
lichen es auch, Gefahren beim Einsatz 
der Informationstechnologie zu verste
hen und richtig einzuschätzen, bei
spielsweise im Umgang mit sozialen 
Medien, mit Datensicherheit oder beim 
Eintauchen in virtuelle Welten. Es ist 
eine wichtige Aufgabe der Schule, die 
jungen Menschen auf die neue digitale 
Zukunft in einem eigenen Fach vorzu
bereiten und sie mit Kompetenzen im 
Bereich der Informatik auszustatten. 

«Medien und Informatik»
Wie die deutschschweizerischen 
Erziehungsdirektoren kürzlich ent
schieden haben, soll dies in einem 
neuen obligatorischen Modul «Medien 
und Informatik» geschehen. Das neue 
Fach wird drei Aspekte abdecken: den 
Umgang mit den neuen Medien, die 
Handhabung des Computers (ICT) und 
Grundlagen der Informatik. Die von 
ACM Europe und Informatics Europe 
eingesetzte Expertenkommission 
schreibt in ihrem Bericht, dass zu den 
Grundlagen der Informatik auch Pro
grammieren gehört. 

Die dabei erworbenen Kenntnisse 
können auch die Berufswahl beeinflus
sen, vorausgesetzt, dass sie rechtzeitig 
und gut vermittelt werden. Aus diesem 
Grund müssen auch Wirtschaft, Indus
trie und weiterführende Ausbildungs
stätten daran interessiert sein, dass in 
den Schulen Grundlagen der Informa
tik vermittelt werden. Im Informatik
unterricht geht es um ein Grundlagen
wissen wie in Mathematik, Physik, 
Chemie oder Biologie. In ihm werden 
grundlegende Konzepte der Problemlö
sung mit grosser Allgemeinbedeutung 
und Übertragbarkeit auf andere Fach
gebiete angesprochen. Programmieren 
fördert kreatives, konstruktives und 
systematisches Problemlösen durch 
geeignete Strukturmittel wie etwa die 
Zerlegung in Teilprobleme nach dem 

Prinzip von «Teile und herrsche» und 
zeigt, wie Probleme computerange
passt umgesetzt und gelöst werden. 

Informatik schult exaktes Denken in 
Abläufen und Prozessen, etwa bei der 
Steuerung von Robotern, das Denken  
in Zuständen, wie etwa bei einem 
Fahrschein automaten, und zeigt Verfah
ren und Methoden, wie Daten aus dem 
täglichen Leben wie Bild, Musik und 
Sprache codiert und damit über Com
puternetze übertragen und auf digitalen 
Datenträgern gespeichert werden. 

Die Rolle des Professors
Die Erziehungsdirektoren haben die Zei
chen der Zeit gerade noch rechtzeitig 
erkannt und den Zug in eine weitge
hend automatisierte Zukunft nicht 
verpasst. Offenbar ist es der vorberei
tenden Kommission in letzter Minute 
gelungen, sie davon zu überzeugen, 
dass die Informatik mit Programmieren 
in einem modernen Lehrplan nicht 
fehlen darf. Dabei hat Juraj Hromkovic, 
Professor an der ETH Zürich, eine 
entscheidende Rolle gespielt. Er hat sich 
in den letzten acht Jahren für die Ver
mittlung von Informatikkonzepten in 
der Volksschule eingesetzt, indem er 
selbst als Lehrer in ausgewählten Volks
schulen Hand anlegte und zeigte, dass 
sich Schülerinnen und Schüler sehr 
wohl für Informatik begeistern lassen.

Die Einführung des Moduls «Medien 
und Informatik» wird langfristig auch 
Konsequenzen für weiterführende 
Bildungsinstitutionen haben. Diese 
werden auf Informatikkompetenzen 
aufbauen können und brauchen diese 
nicht mehr selbst zu vermitteln. Viel
mehr ist es möglich, diese in einer 

Berufsausbildung weiter auszubauen 
oder in einer Mittelschule eine Basis 
für ein späteres Hochschulstudium 
bereitzustellen. 

Bereits werden Pläne für einen 
obligatorischen Informatikunterricht 
als Grundlagenfach in Gymnasien 
ausgearbeitet. Sie sind in einigen Kanto
nen, z. B. im Kanton Aargau, weit 
fortgeschritten. Es ist damit zu rech
nen, dass nicht nur im Lehrplan 21, son
dern auch in einer nächsten Reform der 
Maturitätsverordnung die Informatik
ausbildung endlich ihren für ein hoch 
industrialisiertes Land wie die Schweiz 
notwendigen Stellenwert erhält. 

In anderen europäischen Ländern 
sind ähnliche Schulreformen im Gang: 
In Grossbritannien hat Erziehungs
minister Michael Gove mit seiner Rede 
vom Januar 2012 eine Schulreform 
angestossen. Seit September 2014 
werden neu Informatikgrundlagen mit 
Programmieren unterrichtet statt nur 
ICT. In Frankreich hat die Akademie 
der Wissenschaften und in Deutsch
land der Fakultätentag Informatik 
eindringlich Informatik mit Program
mieren als Grundlagenfach in den 
Schulen gefordert. Beide Länder 
zusammen mit Grossbritannien wollen 
als moderne Industrienationen den 
Anschluss nicht verlieren.

Walter Gander ist emeritierter Informa-
tikprofessor der ETH Zürich.  
Urs Hochstrasser ist Titularprofessor der 
ETH Zürich und Honorarprofessor der 
Universität Bern.  
Aegidius Plüss ist Gymnasiallehrer und 
ehemaliger Titularprofessor für Informa-
tik und deren Didaktik an der Uni Bern.

Im digitalen Zeitalter gehört Informatik zur Allgemeinbildung. Foto: Reuters
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Charles Murray Der Starpolitologe erklärt der Regierung in Washington den Guerillakrieg. David Hesse

Rächer der Regulierten
Der Mann hat Spass. In einem Comic zu 
seinem neuen Buch lässt sich Charles 
Murray als Che Guevara mit Béret 
darstellen. «Ich will keine Revolution», 
behauptet die Sprechblase. Das Bild 
sagt das Gegenteil. Murray, 72, fordert 
zivilen Ungehorsam gegen den Staat. 

Das klingt nach Wehrdienstverwei
gerung und Studentenprotest. Doch 
Murray attackiert von rechts. Nicht 
den Krieg in fernen Ländern kreidet  
er seiner Regierung an, sondern ein 
Zuviel an Vorschriften daheim: «Ame
rika ist nicht länger das Land der 
Freien.» Täglich werde ihm die Luft 
abgeschnürt. 

Etwa durchs Gesetz: Zu vieles sei 
heute illegal. Allein auf Bundesebene 
habe sich die Zahl der Straftatbestände 
seit 1980 verdoppelt. Nicht weil der 
Mensch krimineller, sondern weil der 
Staat strenger werde. Ob Bauvorschrif
ten oder Kindererziehung: «Die Büro
kraten wissen es immer besser.» Der 
Staat, sagt Murray, sei wie der gelang
weilte Streifenpolizist, der den Bürger 
auf einem einsamen Highway wegen 
einer Geschwindigkeitsübertretung 
von acht Kilometern pro Stunde an
halte. Schikane ohne Not. So weit, so 
klassisch: Der regulierwütige Staat ist 

der Lieblingsfeind der Republikaner – 
auch wenn sie heute in beiden Kam
mern des Parlaments die Mehrheit 
stellen. Viele konservative Politiker ver
ehren Murray; gleich zwei Anwärter 
aufs Weisse Haus, Jeb Bush und Rand 
Paul, loben seine Schriften öffentlich. 

Sein neues Buch aber wird sie 
verdriessen: Laut Murray kann selbst 

ein republikanischer Präsident Ame
rika nicht mehr retten. Dafür sitze das 
Gift zu tief. Amerika bleibe nur eins: 
Verweigerung. «Dumme Regeln gehö
ren ignoriert.» Nicht die Steuern, so 
weit geht Murray nicht. Aber alle 
sinnlosen Auflagen, deren Nichtbeach
tung niemanden schädige. Wenn der 
Staat dann büssen und verhaften wolle, 
so soll ein privater Verteidigungsfonds 
auf den Plan treten. Der würde den 
Staat mit so vielen Klagen eindecken, 
dass er aufgebe, falle wie Goliath. 
«Hunderte kleiner Guerilla angriffe» 
führten zum Sieg. Zum Schluss könnte 
man alle Beamten mit Helmkameras 
ausstatten. Der Bürger brauche die 
Kontrolle zurück. 

Charles Murray provoziert – seit 
Jahrzehnten. Sein Buch «The Bell 
Curve» stellte 1994 krude Zusammen
hänge zwischen Hautfarbe und Intelli
genz her; gewisse Leute seien eben 
«faul geboren», beharrte er noch nach 
einem Sturm der Empörung. Spätere 
Werke waren vorsichtiger, aber nicht 
versöhnlicher: 2006 plädierte er für 
die Ersetzung der Sozialhilfe durch 
ein Grundeinkommen von 10 000 
Dollar. 2012 deutete er die sich aus
weitende Armut in den USA als Folge 

nachlassender Moral. Murrays Bücher 
haben alle Mängel, regen aber immer 
auf und an. 

Auch für «By the People» wird 
Murray nun gescholten. Er sei ein 
Antidemokrat, subversiv. In einem 
aber geben ihm fast alle Kritiker recht: 
Die Gesetze der USA sind in der Tat 
ein bürgerfeindlicher Dschungel. Und 
dass etwas falsch läuft im Land der 
Freien, wird ja nicht nur von rechts 
behauptet. Im März hat ein anderer re
nommierter Politologe ein Buch über 
die «Krise des amerikanischen 
Traums» veröffentlicht: HarvardPro
fessor Robert Putnam. Im Juni werden 
er und Murray öffentlich debattieren; 
ein Boxmatch zweier TopIntellektuel
ler, die sich in ihrem Grundbefund 
bekümmernd einig sind: Amerika hat 
ein Problem. 

Provoziert seit Jahrzehnten: Politologe 
Charles Murray. Foto: zvg

In einem geben ihm 
fast alle Kritiker recht: 
Die Gesetze der USA 
sind in der Tat ein 
Dschungel. 


